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TOP 4: 

Gesetz zur Beschleunigung der Digitalisierung des Gesundheits-
wesens (Digital-Gesetz - DigiG) 

Drucksache: 4/24 

I. Zum Inhalt des Gesetzes 

Mit dem Gesetz werden insbesondere folgende Ziele verfolgt: 

– die Nutzung der Potenziale der elektronischen Patientenakte (ePA) zur 

Steigerung der Patientensicherheit und der medizinischen und pflegerischen 

Versorgungsqualität wird verbessert, indem sie durch Umstellung auf eine 

Widerspruchslösung („Opt-out“) flächendeckend in die Versorgung inte-

griert werden kann, 

– das E-Rezept wird weiterentwickelt und verbindlich eingeführt, 

– Digitale Gesundheitsanwendungen (DiGA) werden noch besser für die Ver-

sorgung nutzbar gemacht, 

– Videosprechstunden und Telekonsilien werden qualitätsorientiert weiter-

entwickelt, 

– digitale Versorgungsprozesse werden in strukturierten Behandlungspro-

grammen ermöglicht, 

– die Interoperabilität wird verbessert, 

– die Cybersicherheit wird erhöht und 

– der Innovationsfonds wird verstetigt und weiterentwickelt.  

II. Zum Gang der Beratungen 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 20. Oktober 2023 zu dem Gesetzent-

wurf der Bundesregierung im ersten Durchgang des Gesetzgebungsverfahrens 

Stellung genommen (vgl. BR-Drucksache 435/23 (Beschluss)). 
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Die Bundesregierung hat in ihrer Gegenäußerung zur Stellungnahme des Bun-

desrates (vgl. BT-Drucksache 20/9048) die Mehrzahl der Änderungsvorschläge 

des Bundesrates abgelehnt. 

Der Deutsche Bundestag hat das Gesetz nach Maßgabe der Beschlussempfeh-

lung und des Berichts seines federführenden Gesundheitsausschusses (vgl. BT-

Drucksache 20/9788) in seiner Sitzung am 14. Dezember 2023 verabschiedet. 

In das Gesetz sind folgende wesentliche Änderungen und Ergänzungen einge-

flossen: 

– Krankenkassen haben eine Ombudsstelle einzurichten, die Versicherte bei 

allen Fragen und Problemen im Zusammenhang mit der ePA beraten 

(§ 342a SGB V). 

– Die Möglichkeit der Ausgabe von elektronischen Gesundheitskarten an 

Heilfürsorgeberechtigte wird eingeführt (§ 362 SGB V). Diese Regelung 

geht auf einen Gesetzentwurf des Bundesrates zurück (vgl. BR-Drucksache 

469/22 (Beschluss)). 

– Eingeführt werden Regelungen zum sogenannten Cloud-Computing im Ge-

sundheitswesen (§ 393 SGB V). 

– Das mit § 386 SGB V eingeführte Recht auf Interoperabilität wird im Be-

reich der Pflegeversicherung nachgebildet (§ 109a SGB XI). 

– § 2a TPG wird hinsichtlich der Pseudonymisierung von Organspendern und 

-empfängern präzisiert. 

III. Empfehlung des Gesundheitsausschusses 

Der Ausschuss empfiehlt, zu dem Gesetz die Einberufung des Vermittlungsaus-

schusses nicht zu verlangen. 
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